
Auszeichnung
Für seine langjährigen hervorragenden Leistungen in der 
sozialistischen Rechtspflege wurde

Dr. Ernst-August Klinkenstein,
ehern. Oberrichter am Bezirksgericht Rostock,

mit der Medaille für Verdienste in der Rechtspflege in 
Gold ausgezeichnet.

Die Beachtung dieser Bestimmungen ist auch für die 
Entscheidungen der Kreisgerichte über Beschwerden 
gegen Entscheidungen der Staatlichen Notariate von 
großer Bedeutung3.

Einige Probleme des Beschwerdeverfahrens 
Mitwirkung der Schöffen
In den geltenden gesetzlichen Bestimmungen ist nichts 
darüber gesagt, ob die Kreisgerichte unter der Mit­
wirkung .von Schöffen oder durch den Vorsitzenden 
allein über Beschwerden zu entscheiden haben. Das 
Ministerium der Justiz hatte zunächst dahin angelei­
tet, daß nicht unter Mitwirkung von Schöffen zu ent­
scheiden ist, sondern gemäß § 39 Abs. 3 GVG durch den 
Vorsitzenden allein. Es wurde jedoch empfohlen, die 
Schöffen zu Rate zu ziehen. Später berichtigte das 
Ministerium der Justiz seine Auffassung dahingehend, 
daß dann, wenn über die Beschwerde mündlich ver­
handelt wird, die Entscheidung unter Mitwirkung der 
Schöffen zu treffen ist4.
Diese Auffassung kann nicht befriedigen. Als mit 
dem Rechtspflegeerlaß den Kreisgerichten die Befugnis 
übertragen wurde, über Beschwerden gegen Entschei­
dungen der Notare zu befinden, ließ man sich sicherlich 
auch davon leiten, daß dadurch die Möglichkeit ge­
geben war, die erforderlichen Entscheidungen durch 
ein Kollektivorgan treffen zu lassen. Es wurde damit 
die Erwartung verbunden, daß die Mitwirkung der 
Schöffen gesetzlich zwingend vorgeschrieben würde, 
gerade weil die gesetzlichen Bestimmungen über die 
Teilnahme der Schöffen an der Rechtspflegetätigkeit 
der Gerichte ständig erweitert wurden. Die aktive Mit­
wirkung der Schöffen an den gerichtlichen Entschei­
dungen ist eine nicht mehr wegzudenkende grund­
legende Bedingung der sozialistischen Rechtspflege und 
ein festes Prinzip der Gerichtsverfassung. Die Ent­
scheidungen werden überzeugender, weil die Schöffen 
durch ihre berufliche Tätigkeit einen unmittelbaren 
Kontakt mit allen Schichten der Bevölkerung haben 
und ihre Kenntnisse über das Löben der Werktätigen 
in die Entscheidungen einfließen lassen. Meines Erach­
tens sollten daher Schöffen an allen Beschwerdeverfah­
ren gegen notarielle Entscheidungen mitwirken, und 
zwar auch dann, wenn sie außerhalb der mündlichen 
Verhandlung ergehen.

Mündliche Verhandlung und Beweiserhebung 
Die Frage, ob die Entscheidungen möglichst nach einer 
mündlichen Verhandlung getroffen werden sollen, ist 
von der soeben erörterten nicht zu trennen. In zuneh­
mendem Maße werden solche Formen und Methoden 
der gerichtlichen Tätigkeit wirksam, die eine aktive 
Teilnahme der Werktätigen an der Ausübung der 
Rechtspflege gewährleisten, Im Bezirk Halle hat jedoch 
zu keiner der ergangenen Beschwerdeentscheidungen 
eine mündliche Verhandlung stattgefunden. Die Praxis 
beweist aber, daß ein Bedürfnis dafür 'besteht. Die 
Auswertung von 10 Verfahren hat ergeben, daß nur 
in vier Fällen nach Aktenlage entschieden wurde, in 
sechs Fällen haben die Kreisgerichte „Rücksprachen“ 
geführt, es wurden Auskünfte eingeholt usw. Das be­
weist, daß die mündliche Verhandlung und ggf. auch 
eine Beweisaufnahme zwar nicht obligatorisch, jedoch 
für entsprechende Fälle zugelassen werden sollte. Die 
Entscheidung nach mündlicher Verhandlung sollte der 
Grundsatz, die Entscheidung außerhalb der mündlichen 
Verhandlung — jedoch unter Mitwirkung der Schöf­
fen — die Ausnahme sein. Dabei ist zu beachten, daß 
die mündliche Verhandlung hier nicht die gleiche Be­
deutung wie im Zivilprozeß hat, denn

3 Vgl. OG, Urten vom 4. Mai 1965 - 2 Zz 6/65 - (NJ 1966 S. 509).
4 Vgl. das bereits zitierte Rundschreiben Nr. 19/64.

— sie ist nicht kontradiktorisch, sondern eine gericht­
liche Anhörung der -Beteiligten,

— sie ist formfrei,
— das Gericht kann auch andere als die von den 

Beteiligten in der mündlichen Verhandlung vor­
gebrachten Tatsachen berücksichtigen.

Auch hinsichtlich der Beweisaufnahme ergeben sich 
Unterschiede, da
— das Gericht von sich aus die geeignet erscheinenden 

Beweise zu erheben hat,
— es keine Beweislast gibt,
— Art und Anzahl der Beweismittel nicht beschränkt

sind,
— die Form der Beweisaufnahme der freien Entschei­

dung des Gerichts obliegt. (Nur bei Vernehmung 
von Zeugen und Sachverständigen muß das Gericht 
entsprechend den Bestimmungen der ZPO verfah­
ren.)

Die Entscheidung des Kreisgerichts muß von hoher 
Überzeugungskraft getragen sein. Gerade dieses Ziel 
wird aber in der Mehrzahl der Fälle nur durch eine 
mündliche Verhandlung, ihre gute Vorbereitung und 
ggf. auch durch die Beweiserhebung zu erreichen sein. 
Nur in der mündlichen Verhandlung kann sich das 
Gericht den für die richtige Entscheidung erforder­
lichen lebendigen und anschaulichen Eindruck von den 
Beteiligten und den dem Verfahren zugrunde liegen­
den Tatsachen verschaffen.

Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte 
Die kreisgerichtliche Entscheidung muß nicht nur den 
Beschwerdeführer oder die unmittelbar Beteiligten 
überzeugen, sondern auch darüber hinaus wirken. Auch 
von den Staatlichen Notariaten wird mit Recht die 
Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte und staatlicher 
Organe in notarielle Verfahren, insbesondere in solche, 
in denen das Notariat fürsorgerische Tätigkeit ausübt, 
gefordert und bereits erfolgreich angewandt. Bildet 
die Auffassung dieser Kräfte mit die Grundlage für 
die Entscheidung des Notariats, weil die Interessen der 
Gesellschaft eine besondere Rolle spielen, so darf 
das Kreisgericht seine entgegengesetzte Entscheidung 
nur nach nochmaliger Anhörung der betreffenden ge­
sellschaftlichen Kräfte und staatlichen Organe treffen, 
wobei es ihnen seine Auffassung überzeugend begründen 
muß, damit ihre Aktivität nicht gehemmt wird. Dafür 
ein Beispiel:
In einer beim Staatlichen Notariat laufenden Nachlaß­
pflegschaftssache teilte der Rat der Stadt F. mit, daß 
die Kommission für Wohnraumlenikung mit der Arbeit 
des Pflegers nicht einverstanden sei. Der Rat schlug 
die Entlassung des bisherigen Pflegers und die Ver­
pflichtung eines neuen vor. In einer Aussprache, die 
der Notar mit Mitgliedern der Kommission für Wohn­
raumlenkung, einem Vertreter des Rates der Stadt, dem 
bisherigen Pfleger und den Mietern des verwalteten 
Grundstücks durchführte, vertraten fast alle Teilneh­
mer die Auffassung, daß der Pfleger seinen Pflichten 
nicht gehörig nachgekommen sei. Daraufhin entließ
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